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1.1. Allgemeine Auswirkungen von EDV auf die Rechtsordnung
* Verfügungsrechte an Information als „Eigentum“ ?
Sach- oder „geistiges“ Eigentum (Immaterialgüterrecht) ?
* individuelle Ansprüche auf Information durch andere ?
über Grundrecht der Informationsfreiheit ?
Art/Umfang von Informationspflichten ?
* Rechte der durch Information Betroffenen (Schutz einer Intim-/Privat-/Geheimsphäre) ?
Recht auf informationelle Selbstbestimmung ?





als Anbieter UrheberR als Nachfrager
  als Nachfrager    (user)
Diensteanbieter (service provider)    VertragsR





Ø staatliche Zulassung von carriers/providers
Ø staatliche Überwachung von carriers/providers
Ø staatlicher Rahmen/staatliches Muster für privatrechtliche Beziehungen
Ø staatliche Sanktionen für Fehlverhalten
Ûinternationale Relevanz !
1.3. Wichtige neue Vorschriften
1.3.1 Informations- und Kommunikationsdienste-Gesetz (IuKDG)
Inhalt:
Art. 1 - G über die Nutzung von Telediensten (TDG)
Art. 2 - G über den Datenschutz bei Telediensten (TDDSG)
Art. 3 - G zur digitalen Signatur (SigG)
Art. 4 - 9 Änderungen von Rechtsvorschriften
=> Teledienstegesetz
Zweck: Schaffung einheitlicher wirtschaftlicher Rahmenbedingungen für die verschiedenen
Nutzungsmöglichkeiten der elektronischen Informations- und Kommunikationsdienste, § 1
Definition „Teledienste“:
alle elektronischen Informations- und Kommunikationsdienste, die für eine individuelle
Nutzung von kombinierbaren Daten wie Zeichen, Bilder oder Töne bestimmt sind und denen
eine Übermittlung mittels Telekommunikation - § 3 TKG - zugrunde liegt, § 2 I, III
Positivliste: § 2 II
Negativliste; § 2 IV
Û
* Telekommunikationsdienste (§ 3 TKG)
* Rundfunk (§ 2 RundfunkStV)
* primär auf Meinungsbildung zielende Verteil- und Abrufdienste (§ 2 MedienStV)
=> Zulassungs- und Anmeldefreiheit „im Rahmen der Gesetze“, § 4
=> Verantwortlichkeit von „Diensteanbietern“, § 5 iVm § 3 Nr. 1
=> Anbieterkennzeichnung, § 6
1.3.2. Staatsvertrag zwischen Bundesländern über M diendienste
Definition „Mediendienste“ in § 2 I 1
Negativliste, § 2 I 2, 3:
RundfunkStV
TKG, TDG
Positivliste, § 2 II
Verteil-, Abrufdienste
„Zugangsfreiheit“, § 4, wie bei Telediensten
aber
rundfunk-/presse-ähnliche „besondere Pflichten und Rechte“ der „Anbieter“ (§ 3 Nr. 1)
Verantwortlichkeit für Inhalte, § 5
Anbieterkennzeichnung, § 6
journalistische Sorgfaltspflichten, § 7
unzulässige Dienste/Jugendschutz, § 8
Werbung/Sponsoring, § 9
Gegendarstellung, § 10
Auskunftsrecht gegenüber Behörden, § 11
bereichsspezifische Datenschutzregelungen, §§ 12 ff.
Aufsicht, § 18
Zuständigkeit, I iVm VertragsG Instrumentarium, II - V
2. Zivilrechtliche Fragen
2.1. Willenserklärung (WE)
* Zurechnung an Personen
• vom Erklärenden per EDV formulierte, telekommunikativ
übermittelt oder
• von EDV des Erklärenden automatisiert erstellt und (tele-
kommunikativ) übermittelt
* Fehlerarten und -folgen
• bei Eingabe oder Übermittlung




• Grundsatz: WE muß in „Machtbereich“ des Empfängers
gelangen (herkömmliches Bsp.  Briefkasten)
• ausdrückliche Regelung (wie unter Anwesenden) nur für
Telefon, § 147 I 2 BGB
• im übrigen WE unter „Abwesenden“
• bei direkter Übermittlung Z. ab Schnittstelle (TAE)
• bei Speicherung zum Abruf Z. ab gewolltem Zugriffs-
recht, nur hier Widerruf (§ 130 I 2 BGB)
• Beweis des Z. (Erklärender) weder durch Sendeprotokoll
noch durch Zeugen
2.2.Verträge
2.2.1. Inhalt und Grenzen der Vertragsfreiheit
* keine gesetzlichen Vertragstypen + vielgestaltige Inhalte
=> Vertrags(inhalts)freiheit
aber:
=> Zuordnung zu Vertragstyp im Hinblick auf Leistungs-, Gewährleistungs- und
Ersatzpflichten (zur Ergänzung des Gesetzesrechts in BGB, HGB)
     => ggf. auch im Hinblick auf Schranken des AGB-Gesetzes
Anhaltspunkte:
• Kauf von Hardware/Standard-Software => §§ 433 ff. BGB
Werk-V. bei individuellen Leistungen (Wartung, Pflege, ggf. Beratung) => §§ 631 ff.
Miete bei (bloß) befristeter (Gebrauchs-)Überlassung („Lizenz“) => §§ 535 ff.
• Dienst-V. bei bloßer Beratung      => §§ 611 ff.
Verträge sind oft „gemischt“ oder „untypisch“ !
2.2.2. Besonderheiten bei Verträgen mit staatlichen Stellen
• Vorgaben der VOL  für Vertragsschluß (A) und -inhalt (B)
• Ergänzung durch besondere AGB (BVB)
• 
2.3. Digitale Signatur
Rechtsgrundlagen: Art. 3 IuKDG (SigG) + VO
Zweck:
Schaffung von Rahmenbedingungen, unter denen d.S. als sicher gelten und (Ver-)Fälschungen
von signierten Daten zuverlässig festgestellt werden können, § 1 I
Begriff d.S.:
mit privatem Signaturschlüssel erzeugtes Siegel zu digitalen Daten, das mit Hilfe eines
zugehörigen (zertifizierten) öffentlichen Schlüssels den Inhaber des Signaturschlüssels und die
Unverfälschtheit der Daten erkennen läßt, § 2 I
technische Komponenten => § 14 SigG, §§ 16 f. VO
 „Zertifikate“  (§ 2 III)
durch
staatliche Stelle oder        von dieser genehmigte (§ 4)
(Regulierungsbehörde, § 3) und überwachte (§ 13)  
           Zertifizierungsstelle
Vergabe, § 5   Inhalt, § 6 Sperrung, § 8
=> Datenschutz-Anforderungen an Zertifizierungsstelle, § 12
Ø Gleichstellung bestimmter ausländischer Zertifikate, § 15
3. Urheberrecht
3.1. internationale Vorgaben:
WTO/TRIPs    PVÜ/RBÜ      EG-Recht
deutsches UrhG 1965
Urheberrechte Leistungsschutzrechte
betr. Form der Information für andere als „persönlich-
in bezug auf Werke der geistige Schöpfungen“
Literatur, Wissenschaft + Kunst z.B. Lichtbilder,
ausübende Kunst,








         Namensnennungsrecht)
3.2. Spezialfall „Datenbank“
seit 1997 (aufgrund EG-RL) durch Art. 7 IuKDG ins UrhG einbezogen
Begriff Datenbankwerk:
„Sammelwerk“ - Sammlung von Werken, Daten oder anderen unabhängigen Elementen, die
aufgrund der Auswahl oder Anordnung der Elemente eine persönliche geistige Schöpfung sind
(§ 4 I UrhG) -,
dessen Elemente systematisch oder methodisch angeordnet und einzeln mit Hilfe elektronischer
Mittel oder auf andere Weise zugänglich sind (§ 4 II 1)
NB: Computerprogramm zur Schaffung des D. oder zur Ermöglichung des Zugangs zu dessen
Elementen
ist nicht Bestandteil des D. (§ 4 II 2)
Sonderregeln:
Ø Vervielfältigen zum eigenen Gebrauch, § 53 (V)
Ø Benutzung des Vervielfältigungsstücks eines D. durch Berechtigte, § 55 a (+ § 87e)
Schutz des Datenbankherstellers
=> Begriffe: D. aufgrund wesentlicher Investition, § 87a I
Datenbankhersteller = betr. Investor, § 87 a II
Ø ausschließliche, auf 15 Jahre befristete Rechte, §§ 87b, d
Ø Schranken, § 87c
insb. Vervielfältigung zu privatem sowie eigenem Gebrauch für wissenschaftliche/Unterrichts-
Zwecke
Ø Schutz auch für EG-/EWR-Personen, § 127a i.V.m. § 120





Ø öffentliche unentgeltliche Wiedergabe
Ø Eigengebrauch
Vergütungsansprüche !
Möglichkeiten der Rechte-Übertragung durch „Lizenzvertrag“
• nur Nutzungs-, nicht Persönlichkeitsrecht
einfach ausschließlich
Ø zeitliche/räumliche Begrenzung?




Rechtsstellung unselbständigen Urhebers (Arbeitnehmers)
=>Pflicht zur Übertragung von Nutzungsrechten an Arbeitgeber?
=> Besonderheit bei Computerprogrammen. § 69 b
 
3.4. Rechte an Computerprogrammen
* unmittelbarer Schutz durch Urheber-Recht
seit 1993 §§ 69 a ff. UrhG (aufgrund EG-RL)
* Schutz-Voraussetzungen:
(Sprach-)Werk i.S.v. § 2 (I Nr. 1) als „persönliche geistige „Schöpfung“ (§ 2 II), d.h.
menschliches Schaffen mit geistigem Gehalt, wahrnehmbare Formgestaltung,
schöpferische Eigentümlichkeit
für C. speziell § 69 a
* Umfang:
Schutz des „Urhebers“ (§§ 7 ff./§ 69 b) in jeder Ausdrucksform (§§ 11 ff.) durch
 Persönlichkeitsrecht    Verwertungsrechte sonstige
      §§ 12 ff.     §§ 15 ff. §§ 25 ff.
• Veröffentlichung            - Verwertung         insbes.
• Abwehr von Beein-        (insbes. Vervielfältigung, Entgelte
trächtigungen Verbreitung)
•         - öffentl. Wiedergabe
speziell für C.:
zustimmungsbedürftige Handlungen (§ 69 c)
Ausnahmen (§ 69 d, e)
Ansprüche bei Rechtsverletzungen (§ 69 f i.V.m. § 98)
Nutzungsrechte
(§§ 31 ff.)
einfach (§ 31 II) ausschließlich (§ 31 III)
Einschränkung für „noch nicht bekannte Nutzungsarten“
(§ 31 IV)
Vorbehalt betr. andere Vorschriften (§ 69 g)
=> HalbleiterschutzG
=> Marken- (früher:Warenzeichen-)G
zur Schutzfähigkeit s. § 3  (Ð unten, 4.)
3.5.  sonstiger Schutz
=> durch Patentrecht (PatG)
- P.erteilung für neue (§ 3), auf erfinderischer Tätigkeit beruhende (§ 4) und gewerblich
nutzbare
  (§ 5) Erfindungen (§ 1 I)
- nicht für: „Programme für DV-Anlagen“ (§ 1 II Nr. 3) „als solche“, aber p. fähig als Teil
patentierten Verfahrens oder Gegenstands (§ 1 III)
- Wirkung: befristetes (§ 16) ausschließliches Nutzungsrecht  für P. inhaber (§§ 9 ff.)
=> durch Wettbewerbsrecht (UWG)
• Unterlassungs-/Ersatzansprüche bei Nachahmung, § 1
• Strafbarkeit des Verrats von Geschäfts-/Betriebsgeheim-
nissen (§ 17) und von Vorlagen“freibeuterei“ (§ 18)
Sanktionen (auch) für Verletzungen von Urheber-/Patentrechten
• zivilrechtlich: Unterlassung, Schadensersatz
• strafrechtlich
4. Kennzeichenrecht (Domain Names)
Unternehmenskennzeichen Firma Name
§ 5 Abs. 2 MarkenG § 37 HGB § 12 BGB
Domain Name mit Individualisierungs- und Identifizierungsfunktion (im geschäftlichen
Verkehr)
Ø Unterlassungsanspruch (§ 15)
    bei
Verwechslungsgefahr oder unlauterer Benutzung
Ø Schadensersatzanspruch (§ 15)
   bei Verschulden
Besonderheiten:
für Gattungsbegriffe/Beschreibungen
im Hinblick auf § 8 Abs. 2 MarkenG
für Zeitschriften/Bücher  Ð Titelschutz (§ 5 Abs. 3)
Problem:
wie/gegen wen (außer dem Verletzer) sind Ansprüche geltend zu machen ?
